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Geleitwort   

 

Geleitwort 

Die Umsatzsteuer als Verbrauchsteuer soll nach den Vorgaben der EU sowie der Rechtspre-

chung des EuGH den Konsum des Endkunden belasten, nicht jedoch die leistungserbringen-

den Unternehmen. Durch die Ausgestaltung der Umsatzsteuer mit dem leistungserbringenden 

Unternehmen als Steuerpflichtigen und einer Vielzahl systemdurchbrechender Ausnahmen ist 

seit jeher der Charakter der Umsatzsteuer zwischen der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre 

und dem Steuerrecht umstritten. 

Besondere Relevanz erlangt diese Frage in der Insolvenz eines Unternehmens. Unter Berück-

sichtigung des Postulats der Neutralität der Umsatzsteuer sollte durch diese keine Verzerrung 

der Insolvenzmasse sowie des Wettbewerbs zu nicht insolventen Unternehmen ausgelöst wer-

den. Diese Auffassung scheint auch der Bundesfinanzhof zu teilen, zumindest, wenn man die 

wirtschaftlichen Folgen seiner Rechtsprechung zur Umsatzsteuer in der Insolvenz betrachtet. 

Allerdings stellt sich die Frage, inwieweit sich diese Rechtsprechung aus dem Umsatzsteuer-

gesetz bzw. den diesem zu Grunde liegenden EU-Richtlinien zur Umsatzsteuer tatsächlich 

ableiten lässt. In der Literatur ist dies höchst umstritten, wird jedoch meist einseitig aus juris-

tischer Sicht analysiert. 

Vor diesem Hintergrund untersucht Herr Geißler das Verhältnis von Insolvenzordnung und 

Umsatzsteuergesetz und betrachtet kritisch die ökonomischen Folgen des Zusammenspiels 

dieser beider Rechtsgebiete unter besonderer Berücksichtigung der Rechtsprechungsentwick-

lung. Mit dem Untertitel „Die unkontrollierte Subvention“ deutet sich bereits an, dass das 

Umsatzsteuerrecht erhebliche systemfremde Wirkungen in der Insolvenz auslöst. Dies mag 

zwar – wie Herr Geißler zeigt – die Sanierung maroder Unternehmen im Einzelfall vereinfa-

chen, ist aber weder systemgerecht noch kontrolliert und zielgerichtet, da die Subventionshö-

he von der konkreten Konstellation im Einzelfall abhängt.  

Mit dieser Dissertation legt Herr Geißler eine umfassende Analyse zur Steuerwirkungslehre 

am Beispiel der Umsatzsteuer in der Unternehmensinsolvenz vor. Er beschränkt sich dabei 

nicht auf eine normative Betrachtung, sondern erfasst die Steuerwirkungen auch quantitativ. 

Besonders hervorzuheben ist, dass im Rahmen der Arbeit gerade der Schnittbereich von Um-

satzsteuer- und Insolvenzrecht in den Mittelpunkt gestellt wird.  

  



Geleitwort   

Ohne den Einzelheiten der Arbeit vorgreifen zu wollen, ist der Gesetzgeber – in diesem Fall 

insbesondere auch die EU-Kommission – aufgerufen, ungewollte und der Höhe nach unkon-

trollierbare Steuerwirkungen durch eine Rechtsänderung einzudämmen. Reformmaßstab muss 

dabei das Neutralitätspostulat sein, mit der positiven Nebenwirkung, dass die Rechtsprechung 

sich nicht mehr als Reparaturbetrieb für den Gesetzgeber verstehen muss. Die Rechtspre-

chung könnte sich dann wieder stärker am Wortlaut des Gesetzes orientieren. In überzeugen-

der Art und Weise zeigt Herr Geißler im Rahmen dieser ökonomischen Analyse des Rechts 

auf, dass Anspruch und Wirklichkeit der Steuergesetzgebung gerade hinsichtlich der Steuer-

wirkungen im Widerspruch zueinander stehen. Herr Geißler weist in seiner Arbeit einen mög-

lichen Weg aus dieser Situation heraus. 

 

Bamberg, im Januar 2019 Prof. Dr. Thomas Egner 
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